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225. Bundesgesetz: Grunderwerbsteuergesetz-Novelle 1962.
226. Bundesgesetz: Verschiebung des Hauptfeststellungszeitpunktes der Einheitswerte auf den

1. Jänner 1963 sowie Veranlagung der Grundsteuer und der Bodenwertab-
gabe für das Kalenderjahr 1962.

227. Verordnung: Abänderung der Verordnung über die Entrichtung eines Beitrages zur
Förderung der Milchleistungskontrolle.

2 2 8 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen der Verordnung des Bundesministeriums für
Finanzen über die Bewertung bebauter Grundstücke durch den Verfassungs-
gerichtshof.

2 2 5 . Bundesgesetz vom 18. Juli 1962, mit
dem einige Bestimmungen des Grunderwerb-
steuergesetzes 1955 abgeändert werden

(Grunderwerbsteuergesetz-Novelle 1962).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Grunderwerbsteuergesetz 1955, BGBl.

Nr. 140, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 178/1956, wird abgeändert wie folgt:

1. § 4 Abs. 1 Z. 3 hat zu lauten:
„3. beim Wohnungseigentum
a) der Erwerb eines Grundstücksanteiles von

einer Vereinigung mit der statutenmäßigen
Aufgabe der Schaffung von Wohnungs-
eigentum oder von einem gemeinnützigen
Bauträger durch, eine Person, die zur Schaf-
fung eines Wohnhauses und zur Begrün-
dung des Wohnungseigentums den Grund-
stücksanteil erwirbt,

b) der erste Erwerb eines Anteiles eines Grund-
stückes, auf dem eine in lit. a genannte
Vereinigung oder ein gemeinnütziger Bau-
träger ein Wohnhaus geschaffen hat, durch
eine Person, die den Grundstücksanteil zur
Begründung von Wohnungseigentum er-
wirbt,"

2. § 4 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die im Abs. 1 Z. 1 lit. a, Z. 2 lit. a, Z. 3

lit. a und Z. 6 lit. a und b bezeichneten Erwerbs-
vorgänge unterliegen mit dem Ablauf von acht
Jahren der Steuer, wenn das Grundstück vom
Erwerber nicht innerhalb dieses Zeitraumes zu
dem begünstigten Zweck verwendet worden ist.
Ein Grundstück gilt auch dann von einem ge-
meinnützigen Bauträger zu dem Zweck des Abs. 1
Z. 1 lit. a oder von einer Vereinigung mit der
statutenmäßigen Aufgabe der Schaffung von

Wohnungseigentum zu dem Zweck des Abs. 1
Z. 2 lit. a als verwendet, wenn es vom Bauträger
oder von der Vereinigung vor Ablauf von acht
Jahren veräußert wurde und noch innerhalb
dieses Zeitraumes auf dem Grundstück Klein-
wohnungen oder Arbeiterwohnstätten im Woh-
nungseigentum errichtet werden. Die im Abs. 1
Z. 1, 2, 3 und 6 bezeichneten Erwerbsvorgänge
unterliegen der Steuer, wenn der begünstigte
Zweck innerhalb von acht Jahren aufgegeben
wird."

3. § 18 hat zu lauten:
„§ 18. A b g a b e n e r k l ä r u n g .

(1) Über Erwerbsvorgänge, die diesem Bundes-
gesetz unterliegen, ist binnen zwei Wochen nach
Verwirklichung des Erwerbsvorganges dem Fi-
nanzamt unter Verwendung des amtlichen Vor-
druckes eine Abgabenerklärung in vierfacher Aus-
fertigung vorzulegen, und zwar auch dann, wenn
ein Erwerbsvorgang vom Eintritt einer Bedin-
gung oder von einer Genehmigung abhängig
oder von der Besteuerung ausgenommen ist. Ist
über den Erwerbsvorgang eine Schrift (Urkunde,
Beschluß usw.) ausgefertigt worden, so ist der
Abgabenerklärung eine Abschrift dieser Schrift
anzuschließen.

(2) Zur Vorlage der Abgabenerklärung sind die
im § 17 genannten Personen sowie die Notare,
Rechtsanwälte und sonstigen Bevollmächtigten,
die beim Erwerb eines Grundstückes oder bei
Errichtung der Vertragsurkunde über den Er-
werb mitgewirkt haben, zur ungeteilten Hand
verpflichtet.

(3) Die Abgabenerklärung nach Abs. 1 ist bin-
nen zwei Wochen auch dann vorzulegen, wenn

1. die Gegenleistung des Erwerbers durch Ge-
währung von zusätzlichen Leistungen neben der
beim Erwerbsvorgang vereinbarten Gegenlei-
stung erhöht wird,
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2. der Erwerber des Grundstückes anderen
Personen als dem Veräußerer nachträglich eine
Leistung als Gegenleistung dafür gewährt, daß
sie auf den Erwerb des Grundstückes verzichten,

3. dem Erwerber des Grundstückes bei Geneh-
migung des Erwerbsvorganges durch die Geneh-
migungsbehörde eine Leistung auferlegt wird,

4. ein anderer als der Erwerber des Grund-
stückes dem Veräußerer nachträglich eine Lei-
stung als Gegenleistung dafür gewährt, daß der
Veräußerer dem Erwerber das Grundstück über-
läßt,

5. einer der im § 4 Abs. 2 oder § 9 Abs. 2
angeführten Tatbestände eintritt."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Klaus

2 2 6 . Bundesgesetz vom 18. Juli 1962 über
eine Verschiebung des Hauptfeststellungszeit-
punktes der Einheitswerte auf den 1. Jänner
1963 sowie über die Veranlagung der Grund-
steuer und der Bodenwertabgabe für das

Kalenderjahr 1962.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die gemäß § 20 in Verbindung mit § 81
des Bewertungsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 148, zum
1. Jänner 1962 vorgesehene Hauptfeststellung der
Einheitswerte ist für die wirtschaftlichen Ein-
heiten des land- und forstwirtschaftlichen Ver-
mögens, des Grundvermögens, der Betriebsgrund-
stücke und der Gewerbeberechtigungen zum
1. Jänner 1963 durchzuführen; bis zu diesem
Zeitpunkt gelten, soweit nicht Fortschreibungen
oder Nachfeststellungen zum 1. Jänner 1962
durchzuführen sind, die zum 1. Jänner 1961
maßgebenden Einheitswerte.

§ 2. (1) Die Grundsteuer für das Kalenderjahr
1962 ist neu festzusetzen, soweit sich ein vom
Jahresbetrag 1961 abweichender Jahresbetrag er-
gibt,

a) durch eine Änderung des Hebesatzes für
das Kalenderjahr 1962 oder

b) durch eine Fortschreibungsveranlagung oder
Nachveranlagung (§§ 21 und 22 des Grund-
steuergesetzes 1955, BGBl. Nr. 149) zum
1. Jänner 1962 oder

c) infolge einer mit dem 1. Jänner 1962 wirk-
sam werdenden oder wegfallenden Grund-
steuerbefreiung.

(2) In allen übrigen Fällen ist die Grundsteuer
für das Kalenderjahr 1962 in der gleichen Höhe

wie für das Kalenderjahr 1961 zu erheben, ohne
daß es einer neuen bescheidmäßigen Festsetzung
bedarf.

§ 3. Bei der Veranlagung der Bodenwertabgabe
für das Kalenderjahr 1962 auf Grund des Bundes-
gesetzes vom 15. Dezember 1960, BGBl. Nr. 285,
in der Fassung der Bodenwertabgabegesetz-
Novelle, BGBL Nr. 4/1962, ist der zum 1. Jänner
1962 maßgebende Einheitswert mit dem zweiein-
halbfachen Betrag anzusetzen.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Klaus

2 2 7 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 25. Juli
1962, mit der die Verordnung vom 1. August
1960 über die Entrichtung eines Beitrages
zur Förderung der Milchleistungskontrolle

abgeändert wird.

Auf Grund des § 7 a des Marktordnungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 276/1958, in der Fassung der
5. Marktordnungsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 220/
1962, wird verordnet:

Im § 2 der Verordnung des Bundesministe-
riums für Land- und Forstwirtschaft vom 1. Au-
gust 1960, BGBl. Nr. 164, über die Entrichtung
eines Beitrages zur Förderung der Milchleistungs-
kontrolle hat der erste Satz zu lauten:
„Der Beitrag gemäß § 1 ist an den Milchwirt-
schaftsfonds (in den folgenden Bestimmungen als
,Fonds' bezeichnet) zu entrichten; seine Höhe
beträgt für das Kilogramm Vollmilch 0'0075 S."

Hartmann

2 2 8 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 16. Juli 1962, betreffend
die Aufhebung des § 3 und § 4 Abs. 1 2. 1
lit. g der Verordnung des Bundesministe-
riums für Finanzen vom 4. Mai 1956, BGBl.
Nr. 109, über die Bewertung bebauter
Grundstücke durch den Verfassungsgerichts-

hof.

Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und des
§ 61 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 29. Juni 1962, Z. V 90/61/9, den § 3 und
§ 4 Abs. 1 Z. 1 lit. g der Verordnung des Bun-
desministeriums für Finanzen vom 4. Mai 1956,
BGBl. Nr. 109, über die Bewertung bebauter
Grundstücke als gesetzwidrig aufgehoben.

Klaus


